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Interview mit Lena-Maria Möller

„Es steht in keinem Familiengesetz, dass die Frau hinter dem 
Herd zu stehen hat“

Die Hamburger Rechtsnotizen haben mit Lena-Maria 
Möller, Islamwissenscha!lerin am Max-Planck-Institut 
für Internationales Privatrecht, gesprochen. Im Interview 
erzählt sie über ihre Forschungsarbeit, dass in arabischen 
Ländern die Ehe eigentlich nur ein Vertrag ist und was sie 
von Polygamie hält. 

Frau Möller, was machen Sie eigentlich den ganzen Tag?
Meine Arbeit !ndet im Rahmen der Max-Planck-For-
schungsgruppe „Das Recht Gottes im Wandel“ statt, die 
sich rechtsvergleichend mit dem Familien- und Erbrecht 
islamischer Länder befasst. Islamische Länder bedeutet 
dabei aber nicht, dass ein Land – wie zum Beispiel die 
Türkei – lediglich eine mehrheitlich muslimische Bevöl-
kerung hat. Die Länder, mit denen wir uns rechtsverglei-
chend beschä#igen, sind solche, deren Rechtsordnung 
und vor allem deren Familienrecht weiterhin vom isla-
mischen Recht geprägt sind, wie beispielsweise Ägypten, 
Syrien oder der Iran.

Um wie viele Länder geht es denn dabei?
Insgesamt sind es 33 Rechtsordnungen, die sich natür-
lich schon aufgrund ihrer sprachlichen Vielfalt gar nicht 
alleine abdecken lassen. Die Mitglieder unserer For-
schungsgruppe haben also unterschiedliche regionale 
Schwerpunkte. Ich befasse mich dabei vor allem mit den 
arabischen Golfstaaten. Der einende Faktor unserer Ar-
beit ist, dass wir uns zunächst anschauen, wo das jewei-
lige Familienrechtssystem steht, wie es ausgestaltet ist 
und wie es sich entwickelt. In einem zweiten Schritt ge-
hen wir dann den Unterschieden und Gemeinsamkeiten 
zwischen den einzelnen Rechtsordnungen innerhalb der 
islamischen Welt nach.

Wie entwickelt sich das Recht denn anhand eines 
Beispiels?
Meine Dissertation hat sich mit Kodi!kationsprozes-
sen im Familienrecht der arabischen Golfregion befasst, 
also mit der Erarbeitung und dem Erlass von Gesetzbü-
chern – quasi mit der Verstaatlichung von Familienrecht. 
Teil meiner Arbeit ist zum Beispiel das Kindscha#srecht. 
So unterschiedlich das klassisch islamische Recht in sei-
nen verschiedenen Ausprägungen ist, gibt es bestimmte 
gemeinsame Tendenzen. Zum Beispiel wird die Mutter 
bei der Frage, wo das Kind nach einer Scheidung leben 
soll, grundsätzlich bevorzugt. Die Mutter erhält also fast 
immer das Sorgerecht, vor allem für jüngere Kinder. Das 
klassische islamische Recht enthält aber auch eine zent-
rale Ausnahme, nämlich die erneute Heirat der Mutter. 

Eine solche führte im vormodernen islamischen Recht 
erst einmal zum Verlust des Sorgerechts.

Also wenn eine Frau einen neuen Mann hat, erhält der 
geschiedene Mann automatisch das Sorgerecht?
Der Mann hatte dann einen vorrangigen Anspruch und 
diese Praxis aus dem vormodernen Recht wurde so auch 
erst einmal in den neuen Familiengesetzbüchern der 
Golfstaaten übernommen. Gleichzeitig gibt es jetzt auch 
ein großes „aber“ im kodi!zierten Recht der Region und 
genau hiermit beschä#ige ich mich beispielsweise in 
meiner Forschungsarbeit: Durch das Prinzip des „Kin-
deswohls“ werden nun nämlich viele islamisch gepräg-
te Regelungen, wie zum Beispiel der Verlust des Sorge-
rechts bei erneuter Heirat, abgeschwächt. Nun wird also 
nicht mehr anhand einer abstrakten, generellen Regel 
entschieden, sondern auf den individuellen Fall und die 
Interessen des jeweiligen Kindes geschaut.

Früher dachte man daran nicht?
Auch früher wurde das Kindeswohl bedacht, allerdings 
war der Beurteilungsmaßstab weniger individualisiert. 
Eine Grundannahme war also zum Beispiel, dass eine 
erneute Heirat der Mutter dem Kindeswohl schaden 
würde. Auch in europäischen Rechtsordnungen hat die 
Berücksichtigung des Kindeswohls ja einen Aufschwung 
durch die UN-Kinderrechtskonvention von 1989 erfah-
ren. Und arabische Länder haben diese Vereinbarung 
ebenfalls ausnahmslos unterzeichnet. Also wurde das 
Familienrecht in der Golfregion dahingehend angepasst, 
dass es nun heißt, die Regelung über die Übertragung 
des Sorgerechts auf den Vater darf nur umgesetzt wer-
den, wenn es auch dem Kindeswohl dient.

Worum es mir aber darüber hinaus auch geht, ist zu 
untersuchen, wie das Prinzip des Kindeswohls in der 
Rechtspraxis eigentlich ausgelegt und bewertet wird. 
Das Spannende dabei ist, dass in diesen Ländern das 
klassische islamische Recht berücksichtigt werden soll, 
aber gleichzeitig die gesellscha#lichen Anforderungen 
und der internationale Rahmen, in dem sich Recht ja 
jetzt bewegt, verändern.

Haben Sie denn einen Schwerpunkt bei Ihrer Arbeit, mit 
dem Sie sich besonders gerne befassen?
Wir versuchen mit unserer Arbeit das Bild, das in Euro-
pa oder Nordamerika vom islamischen Recht existiert, 
zu entzerren. Ein Problem der Forschung auf diesem 
Gebiet war lange Zeit, dass vor allem Darstellungen des 
klassischen, des vormodernen islamischen Rechts exis-
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Sie spielen sicherlich auf das Problem der Religiosität 
des Familienrechts an. Aber auch hier ist wichtig zwi-
schen den einzelnen religiösen Rechtstraditionen zu un-
terscheiden: Anders als das christlich geprägte Eherecht 
versteht das islamische Familienrecht die Ehe zum Bei-
spiel als Vertrag.

Und was bedeutet das?
…dass man diesen Vertrag auch relativ leicht wieder auf-
heben kann. Also eben nicht „bis dass der Tod uns schei-
det“. Das macht das Scheidungsrecht sehr vielfältig. Tritt 
eine Frau also in Bahrain vor ein Gericht, kann sie die 
Ehe auf verschiedene Arten au$ösen. Einvernehmlich, 
aber auch einseitig.

Viele Menschen in Europa haben ein bestimmtes Bild 
von Eheverhältnissen in muslimischen Ländern. Etwa, 
dass die Frau nicht Autofahren darf, am Herd zu ste-
hen hat und eben nicht in den Flieger zur Geschäftsrei-
se nach Amerika steigt. Ist es denn mit diesem Hinter-
grund für eine Frau wirklich leicht in der Praxis, sich so 
einfach scheiden zu lassen?
Ja. Diesen falschen Grundannahmen begegne ich im-
mer wieder und ich verstehe das auch, weil zum Beispiel 
Saudi-Arabien durch seine politische Macht sehr präsent 
ist, und weil es medial interessant ist, wenn Frauen dort 
nicht Autofahren dürfen. Aber das ist in keinster Form 
repräsentativ. Die syrische Frau steigt selbstverständlich 
ins Auto und fährt zu Arbeit. Genauso steht natürlich 
in keinem Familiengesetzbuch, dass die Frau hinter dem 
Herd zu stehen hat. Unsere Forschungsgruppe will genau 
diese Bilder entzerren. All die Rechtsordnungen, die wir 
untersuchen, sind auf dem Weg zu einem gleichberech-
tigten Scheidungsrecht. In Tunesien zum Beispiel exis-
tiert die Gleichberechtigung in der Scheidung bereits seit 
den 1950er Jahren.

Wenn nun Ehen Vertragscharakter haben, bringt das 
nicht Probleme mit sich?
Ein Problem ist, dass Familiengerichte in muslimischen 
Ländern o# überlastet sind – unter anderem gerade weil 
eine Scheidung vergleichsweise einfach ist. Es gibt un-
heimlich viele Fälle bei schwacher personeller Besetzung.

Um bei den Stereotypen zu bleiben: In arabischen Län-
dern wird die Frau oftmals mit 18 Jahren verheiratet 
oder noch früher. Können Sie das nicht nachvollziehen, 
dass solche Bilder dann in der westlichen Welt übertra-
gen werden?
Grundsätzlich gilt, dass Reisen bildet. Was das Ehe-
schließungsalter angeht würde ich nämlich genau das 
Gegenteil behaupten. Das Eheschließungsalter steigt 
rasant an und liegt in vielen muslimischen Ländern im 
Moment bei Mitte Ende 20. Natürlich gibt es diese Fehl-
annahmen. Das liegt vielleicht auch daran, dass manche 
Länder in diesem Raum nicht so stark bereist werden 

tierten, also Untersuchungen bis zur Entstehung von Na-
tionalstaaten. Dieses klassische islamische Recht jedoch 
ist Juristenrecht, die Auslegung des Rechts liegt also bei 
den Gelehrten. Das bedeutet, dass das vormoderne Recht 
auch den Staat erst einmal nicht kennt. Diese bisherige 
Herangehens- und Betrachtungsweise aufzubrechen und 
sich mit den dynamischen Entwicklungen von islamisch 
geprägtem Familienrecht in der Gegenwart auseinan-
derzusetzen, !nde ich besonders spannend.

Was wurde nun genau verzerrt?
Die Analyse des vormodernen Rechts war meist sehr 
textbasiert, was dazu geführt hat, dass ein Bild vom is-
lamischen Recht gezeichnet wurde, das relativ statisch 
ist. Das Problem war, dass dieses Bild auch auf moder-
ne muslimische Rechtsordnungen übertragen wurde. 
Da setzen wir mit unserer Forschungsgruppe an: Ganz 
wichtig ist, dass das Recht, was wir in islamischen Län-
dern !nden, nicht das islamische Recht ist. Denn ein 
solches uniformes Recht gibt es überhaupt nicht – frü-
her wie heute nicht. Es gibt jedoch ein Recht, das irgend-
wie den Rückbezug zur religiösen Tradition herstellen 
möchte. Gleichzeitig hat aber jede der 33 Rechtsord-
nungen auch einen anderen sozio-ökonomischen Hin-
tergrund. In den ölreichen Golfstaaten, die ich untersu-
che und in denen die einheimische Bevölkerung durch 
den Staat quasi subventioniert wird, gibt es ganz andere 
gesellscha#liche Probleme als beispielsweise in Syrien, 
Ägypten und Libyen. Diese Unterschiede zwischen den 
Rechtsordnungen wirken sich natürlich auch auf Geset-
zesrecht und Rechtsprechung aus und damit ist Famili-
enrecht in der islamischen Welt alles andere als uniform 
und statisch, sondern sehr vielfältig und wandelbar.

Wo liegt denn der große Unterschied von früher zu heu-
te im islamischen Recht?
Wenn zum Beispiel eine Mutter in den Vereinigte Ara-
bischen Emirate nun berufstätig ist, bedeutet das gleich-
zeitig auch eine Veränderung auf dem Gebiet des Sor-
gerechts. Heute stellen sich Richter etwa die Frage, ob 
dem Kind die vielen Dienstreisen der Mutter schaden 
oder wie sich das Mutter-Kind-Verhältnis in einer neuen 
Patchwork-Familie gestaltet. Ich stelle immer wieder fest, 
dass auch ein religiös geprägtes Recht sehr gut auf gesell-
scha#liche Veränderungen reagieren kann.

Ich habe mir neulich einen Film angesehen, der in Isra-
el spielt. Darin geht es um eine Frau, die über fünf Jah-
re hinweg versucht hat, sich von ihrem Mann scheiden 
zu lassen. In den unzähligen Verhandlungen musste sie 
immer vor drei Rabbis treten und sagte, dass sie diese 
Ehe nicht mehr weiterführen könne. Die Richter woll-
ten das aber nicht. Ich stelle mir nun die Frage, wenn es 
bereits in Israel schwierig ist, sich aus der Perspektive 
einer Frau scheiden zu lassen, wie ist das dann erst für 
eine Frau in Bahrain?
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und viele dann von unserer Forschungsarbeit überrascht 
sind, weil eben das Gegenteil der Fall ist.

Sie haben gesagt, das Durchschnittsalter in der Ehe 
liegt bei Ende 20. Weil Sie sagen, dass Reisen bildet: 
Ich war beispielsweise im Oman und Iran. Wenn ich 
mich dort mit Menschen unterhalten habe, dann kam 
immer die Frage auf, warum ich denn noch nicht gehei-
ratet habe mit meinen 24 Jahren – und man wunderte 
sich darüber.
Das überrascht mich. Das durchschnittliche Eheschlie-
ßungsalter im Iran kenne ich nicht, aber im Oman liegt 
es de!nitiv bei Mitte 20. Dann muss man natürlich auch 
immer unterscheiden, welcher Bildungsschicht die Part-
ner angehören.

Sie haben einmal einen Vortrag über die Anwendung 
des islamischen Familienrechts an deutschen Gerichten 
gehalten. Wie sieht denn das in der Praxis aus? Wird 
das kulturelle Verständnis der zu scheidenden Perso-
nen gewürdigt?
Nicht das kulturelle Verständnis, aber das Heimatrecht. 
Im Fall eines Kuwaitis beispielsweise, der in München 
eine Eigentumswohnung erwirbt und irgendwann ver-
stirbt, kommt kuwaitisches Recht als das Heimatrecht 
des Erblassers zur Anwendung. Genauso kann sich ein 
in Deutschland lebendes marokkanisches Ehepaar nach 
marokkanischem Recht scheiden lassen. Grundsätzlich 
geht der Trend jedoch weg von der Anwendung aus-
ländischen Rechts hin zur Anwendung des deutschen 
Rechts, wann immer der Lebensmittelpunkt der Betei-
ligten in Deutschland liegt.

Und wie sieht das andersherum aus?
Wenn nun wiederum ein deutsches Ehepaar mit seinen 
Kindern nach Dubai zieht und dort jahrelang lebt und 
sich dann scheiden lassen will, dann kann durchaus emi-
ratisches Recht zur Anwendung gelangen. Dies gilt immer 
dann, wenn der gewöhnliche Aufenthaltsort im Ausland, 
also in diesem Fall eben in Dubai, liegt. Für einen deut-
schen Richter stehen also keine ausländischen Wertevor-
stellungen oder kulturelle Spezi!ka im Vordergrund, er 
versucht vielmehr, das Recht zur Anwendung zu bringen, 
das die engste Verbindung zu einem Fall aufweist.

Wenn wir jetzt mal bei dem Kuwaiti bleiben, der in sei-
nem Heimatland vier Frauen hatte. Er möchte auch, weil 
der Kuwaiti in Deutschland seinen Beruf aufgenommen 
hat, dass hier anerkannt wird, dass er mit vier Frauen 
verheiratet ist. Geht das?
Erst einmal gilt, dass ein Ausländer in Deutschland sei-
ne Ehe nicht abstrakt anerkennen lassen muss oder kann. 
Meistens stellt sich die Frage nach der Wirksamkeit also 
nur, wenn mit der Ehe etwas in Verbindung steht, das 
geprü# werden muss. Also ein Kind wird geboren oder 
Rentenansprüche sollen geltend gemacht werden. Selbst-

verständlich gilt in Deutschland das Monogamiegebot. 
Gleichzeitig unterscheidet das deutsche Recht aber zum 
Beispiel zwischen Fragen des Sozialrechts, wie Renten-
ansprüchen, und solchen des Aufenthaltsrechts, wie die 
Erteilung von Einreisevisa. Im ersten Fall kann eine po-
lygame Ehe durchaus Berücksichtigung !nden; Renten-
sprüche würde dann zu gleichen Teilen unter den Ehe-
gattinnen aufgeteilt werden.

Also geht das auch mit vier Frauen hier in Deutschland?
Genau, maximal. Und diese Begrenzung ist auch ein 
wichtiger Punkt, weil ich den Eindruck habe, dass Po-
lygamie fast schon als Mythos des islamischen Rechts 
durch die Welt geistert. 

Dass ein islamischer Mann maximal vier Frauen be-
sitzen darf leitet sich übrigens von zwei Koranversen ab 
und Tunesien, auch ein islamisch geprägtes Land, hatte 
gleichzeitig kein Problem damit, die Polygamie zu ver-
bieten. Es ist also gar nicht mehr in allen Ländern recht-
lich möglich, eine polygame Ehe zu führen. Auch in Ma-
rokko etwa ist eine polygame Ehe nur noch unter sehr 
strengen Voraussetzungen möglich.

In welchen Ländern gibt es denn die meisten polyga-
men Ehen?
Die meisten, und das sind zwischen sechs bis neun Pro-
zent aller Ehen, gibt es in den Golfstaaten. Polygamie ist 
in den Golfstaaten also weiterhin Teil der Lebenswirk-
lichkeit der Gesellscha#.

Was halten Sie denn von Polygamie?
Meine persönliche Meinung ist da nicht so entschei-
dend und auch meine Forschung behandelt Polygamie 
eher am Rande. Was mir aber wichtig ist, ist zu beto-
nen, dass Polygamie zunächst einmal eine wertneutrale 
Ausprägung des islamischen Familienrechts ist: Weder 
Monogamie noch Polygamie sind die Norm, sondern es 
sind unterschiedliche Ehekonzepte, die eben in verschie-
denen Regionen der Welt abhängig von der jeweiligen re-
ligiösen Prägung existieren. Im christlichen Glauben ist 
Monogamie zentral; für das islamische Familienrecht ist 
Polygamie der Ausgangspunkt.

Was sind denn so die Schwerpunkte, wenn Sie vor Stu-
denten referieren?
In den Rechtswissenscha#en biete ich meist eine Einfüh-
rung in das islamische Recht an. Sie wissen ja selbst, dass 
die deutsche Jura-Ausbildung einen starken nationalen 
Fokus hat. In der Islamwissenscha# geht es dann mehr 
in die Quellenarbeit und die Betrachtung von gelebtem 
Recht und Rechtspraxis.

Würden Sie sich denn wünschen, gerade im Hinblick 
auf Bevölkerungszuströme aus dem arabischen Raum, 
dass sich die Juristenausbildung in Zukunft islamwis-
senschaftliche Bereiche näher ansehen sollte?
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Es würde ihr guttun. Das gilt aber grundsätzlich für die 
Einbeziehung und Berücksichtigung anderer Rechts-
ordnungen der Welt. Das ausländische Recht zu kennen, 

hil# ungemein, das eigene Recht besser einordnen und 
verstehen zu können.

Das Interview führte Jan-Henrik Dobers

Interview mit Rüdiger Streibel

Das Markenrecht

Produkt hinweist. Dies ist besonders deswegen relevant, 
weil Marken auch in Lizenz vergeben werden können. 
Dann kennt der Konsument zwar den Markeninhaber 
nicht, geht aber davon aus, dasss die ihm bekannte Qua-
lität eingehalten wird. Insofern schließt der Markenin-
haber mit dem Lizenznehmer einen Vertrag, in welchem 
genau geregelt ist, wie dieser mit der Marke umzugehen 
hat. Dies umfasst im Regelfall die Qualitätsanforderun-
gen, aber auch Voraussetzungen für die Werbung.

Wo liegt die Grenze zwischen Markenrecht und 
Designrecht?
Das Design (ehemals auch Geschmacksmuster) weist 
nicht auf einen Inhaber und damit auch nicht auf eine 
Herkun# hin, sondern steht für sich. Als Design wird 
eine Form geschützt, die neu ist, die es noch nicht gab 
und die eine gewisse Eigenart hat, die sie von anderen 
abhebt. Es ist somit nicht die Vorstellung eines Verbrau-
chers, dass er eine Gestaltung sieht und daraus auf ein 
bestimmtes Unternehmen schließt. Er sieht nur, dass es 
eine neue Form ist, die es so noch nicht gab. Der Verlauf 
kann aber $ießend sein. Wie zum Beispiel bei Müller-
milch: Die Firma hat sich die Flaschenform als dreidi-
mensionale Marke eintragen lassen und hätte dies auch 
als Design eintragen lassen können, wenn es noch die 
Eigenscha# der Eigenart aufweist. Im Prinzip kann eine 
Marke auch ein Design sein. 

Welche Bedeutung hat das Markenrecht im Zivilrecht?
Das Markenrecht steht im Zivilrecht für sich. Dabei teilt 
sich das Gebiet selbst in einen ö%entlich-rechtlichen 
und einen zivilrechtlichen Teil. Das Eintragungsverfah-
ren einer Marke ist verwaltungsrechtlicher Natur, wobei 
der Rechtsweg über das Bundespatentgericht und letz-
tinstanzlich durch den BGH bestritten wird. Nach der 
Eintragung der Marke kann aber die Rechtmäßigkeit 
der Eintragung auf zivilrechtlichem Wege (gewerbli-

Das Markenrecht ist für die meisten Studierenden ein un-
bekanntes Rechtsgebiet, dabei genießt gerade der Ham-
burger Gerichtsstandort bundesweit einen herausragen-
den Ruf im gewerblichen Rechtsschutz. Mit uns sprach 
Rüdiger Streibel, Vorsitzender Richter der 8. Kammer für 
Handelssachen am Landgericht Hamburg. Die Kammer 
ist spezialisiert auf Fälle des unlauteren Wettbewerbs, des 
Kartellrechts, des Design- und des Markenrechts. 

Wie war Ihr beruflicher Werdegang und wie sind Sie 
an die 8. Handelskammer am Landgericht Hamburg 
gekommen?
Unmittelbar vor Übernahme der Kammer war ich vier 
Jahre bei der Justizbehörde Hamburg als rechtspoliti-
scher Referent für das gesamte Zivilrecht. Als ich zurück 
an das Landgericht kam, waren mehrere Stellen bei Zi-
vilkammern frei, und da ich mich während meiner vor-
herigen Zeit am Landgericht schon mit Wettbewerbs-
recht beschä#igt habe, !el meine Entscheidung auf die 8. 
Kammer für Handelssachen.

Was ist eigentlich Markenrecht?
In meinen Verhandlungen beschä#igt mich das Mar-
kenrecht insofern, als jemand behauptet, in seinen Rech-
ten aus seiner Marke verletzt worden zu sein. Die Mar-
ke ist ein Kennzeichen, welches er auf seinen Waren, die 
er in den Verkehr einführt, anbringt. Das sind zum Bei-
spiel weltbekannte Marken wie Adidas, Coca-Cola, Per-
sil, aber auch derzeit noch unbekannte Marken. Marken 
können mehrere Markenformen umfassen, wie Wort-
marken, Bildmarken, Hörmarken (zum Beispiel die Te-
lekom-Melodie) oder auch Geschä#sausstattungen wie 
der Apple Store. Es gibt auch Farbmarken, wie das Ma-
genta von der Telekom oder Formmarken wie zum Bei-
spiel eine bestimmte Flaschenform. Die Überlegung ist 
immer, dass so ein Zeichen auf ein bestimmtes Unter-
nehmen und damit auf eine bestimmte Qualität für das 


